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Liebe Mandanten und Geschäftspartner,

auch wenn wir noch weit entfernt von einem Jahresrückblick sind, ist 
eines schon jetzt klar: Das Jahr 2020 wird in die Geschichte eingehen. 
Dass ein kleines Virus die Weltwirtschaft komplett durcheinanderbringt, 
den Reiseverkehr lahmlegt, Europa wieder geschlossene Grenzen be-
schert und in Zeiten des Fachkräftemangels urplötzlich die Arbeitslosig-
keit sprunghaft ansteigen lässt, hätte sich noch vor einem Jahr niemand träumen lassen. 
Inzwischen haben wir gelernt, mit dem Virus einigermaßen zu leben. Der Mund- 
Nasen-Schutz ist unser ständiger Begleiter. 

Für den deutschen Mittelstand waren die letzten Monate eine aufwühlende Zeit: Selten 
mussten Unternehmer so schnell auf radikale Veränderungen reagieren. Ganze Ge-
schäftsmodelle standen plötzlich auf dem Prüfstand. Daraus erwuchs aber auch eine 
große Chance: Viele Unternehmer entwickelten neue Geschäftsideen, trieben die Digi-
talisierung in ihren Betrieben voran, dachten Prozesse und Unternehmensstrukturen 
komplett neu. Aus der anfänglichen Schockstarre ist innerhalb kürzester Zeit eine Auf-
bruchsstimmung geworden, die sich schneller verbreitete als das Virus. 

Viel Unterstützung erhielt die Wirtschaft in der Krisenzeit durch die Politik. Es wurden 
gigantische Hilfspakete geschnürt, um notleidenden Unternehmen unter die Arme zu 
greifen. Manches davon half tatsächlich weiter, zum Beispiel die ersten Zuschüsse und 
Darlehen. Bei einigen Maßnahmen ist allerdings fraglich, ob sie ihr Ziel erreichen werden. 
So sind die neuesten Überbrückungshilfen nach erster Analyse so restriktiv gestrickt, 
dass zumindest aus unserem Mandantenkreis kaum ein Unternehmen sie nutzen kann. 
Ein noch größeres Problem stellt die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht dar, die 
jetzt sogar noch verlängert wurde. Was einigen Betrieben in Schieflage helfen sollte, 
bedroht nun in Form von „Zombie-Firmen“ auch gesunde Firmen, die bisher eigentlich 
gut durch die Krise gekommen sind. Wie Sie Ihr Unternehmen bestmöglich vor „Zombie- 
Firmen“ schützen, lesen Sie im Titelthema des aktuellen „EEP-Journals“. Außerdem  
haben wir das neueste Corona-Konjunkturpaket der Bundesregierung für Sie analysiert 
und die wichtigsten Ergebnisse in einem Spezial aufbereitet, wir geben Tipps rund um 
die in Kürze bevorstehende erneute Anpassung des Umsatzsteuersatzes und informie-
ren über die neuesten Entwicklungen in unserer Kanzlei. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß und Inspiration beim Lesen. Und wenn Sie in das eine 
oder andere Thema noch tiefer einsteigen möchten, empfehlen wir den EEP-Blog,  
unseren Podcast und den Wissensspeicher in der EEP-App. Natürlich stehen wir Ihnen 
auch gern für ein individuelles Beratungsgespräch zur Verfügung – persönlich oder ganz 
einfach per Videokonferenz. 

Es grüßt Sie herzlich
Ihr EEP-Team
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T i te l t h e m a

Sie sind unter uns. Sie gefährden gesunde Unternehmen. 
Und sie werden immer mehr. Auf rund 550.000 schätzt 
die Auskunftei Creditreform die Zahl der Unternehmen 
in Deutschland, die derzeit verdeckt überschuldet sind. 
Sie machen weiter Geschäfte, weisen niemanden auf 
ihre Schiefl age hin und werden so zur Gefahr für all jene 
Unternehmen, die die Krise bisher gut gemeistert haben. 
Nicht nur Insolvenzverwalter sind angesichts dieser dra-
matischen Zahlen alarmiert, auch viele Unternehmer sind 
verunsichert. Was ist jetzt zu tun, um sich abzusichern?

Zunächst muss man wissen: Nicht jedes der aktuell ver-
deckt überschuldeten Unternehmen ist erst durch Corona 
in diese Lage gekommen. Viele von ihnen waren bereits 
vorher in Schwierigkeiten, konnten sich aufgrund des 
niedrigen Zinsniveaus aber über Wasser halten. Dann 
kam jedoch die Corona-Krise, die bei vielen betroff enen 
Unternehmen de facto zur Zahlungsunfähigkeit führte. 
Die unter bestimmten Voraussetzungen ausgesetzte 
Insolvenzantragspfl icht ermöglichte es ihnen jedoch 
vermeintlich, trotzdem weiterzumachen. Je länger die 
Aussetzung jedoch bestehen bleibt, umso mehr wird sie 
zum Nährboden für die Entstehung einer großen Zahl 
an „Zombie-Unternehmen“.      

BESONDERES RISIKO BEI VERTRAGSSCHLÜSSEN 
Die Entwicklung führt vor Augen, wie überlebenswichtig 
ein funktionsfähiges Insolvenzrecht für eine Volkswirt-
schaft ist. „Die Pfl icht zur Stellung eines Insolvenzantra-
ges soll die Gläubiger der Gesellschaft schützen“, erklärt 
Nicolas Grimm, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insol-
venzrecht bei EEP. „Stellt der Geschäftsführer oder Vor-
stand trotz Vorliegens von Insolvenzgründen den gebo-
tenen Insolvenzantrag nicht, droht unter normalen 
Umständen eine erhebliche persönliche Haftung. Durch 
das neue Gesetz wird diese Pfl icht unter bestimmten 
Voraussetzungen ausgesetzt. Das bedeutet, dass zum 
derzeitigen Zeitpunkt Vertragsschlüsse mit Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung oder mit Aktiengesell-
schaften einem besonderen Risiko unterliegen.“

Wichtiger denn je ist es in dieser Situation, eine etwaige 
Schiefl age bei aktuellen oder potentiellen Vertragspart-
nern frühzeitig und sicher zu erkennen. „Schon erste 
Anzeichen einer Krise bei Lieferanten oder Abnehmern 
sollten deshalb ernst genommen werden“, rät Dr. Jan 
Reese, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Gesellschafts-
recht bei EEP. „Bei Lieferanten sind solche Anzeichen 
zum Beispiel schlechte oder verzögerte Belieferung, 
ungewöhnlich hohe Zahl an Ausreißern, frühzeitiger 
Skontoabzug, vermehrte Sonderangebote, starke Sorti-
mentsveränderungen, ‚zu leichte‘ Preisverhandlungen, 
mangelnde Koordination von Betriebsbereichen und 
häufi g wechselnde Ansprechpartner.“ Auch bei Abneh-
mern gibt es solche Krisenanzeichen. „Wenn plötzlich 
auf Skontoausnutzung verzichtet wird, erhebliche und 
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häufi ge Zahlungsüberschreitungen zu beobachten sind, 
Mahnungen nicht beachtet werden, auf Ratenzahlungs-
vereinbarungen gedrängt 
wird, Aufträge storniert und 
Bestellungen zurückgefahren 
werden oder erhöhte Rekla-
mationen festzustellen sind, 
dann ist Vorsicht geboten“, so 
Dr. Jan Reese. Es empfi ehlt sich in diesem Zusammen-
hang, die eigenen Kunden nach Risikopotential zu clus-
tern. „Im Vorfeld sollten zum Beispiel Handelsregister-
angaben geprüft und Anfragen bei Auskunfteien wie 
Creditreform und gegebenenfalls bei der Schufa einge-
holt werden“, so Dr. Jan Reese. „Zudem sollten das Ge-
schäftsmodell des jeweiligen Vertragspartners kritisch 
hinterfragt und verfügbare Sicherheiten abgeklopft 
werden.“ Als Grundlage für das Clustern empfi ehlt Dr. 
Jan Reese drei Kategorien: „Für Kategorie 1 ‚hochris-
kant‘ sollte streng auf eine Zahlung innerhalb von 30 Ta-
gen geachtet werden. In Kategorie 2 ‚weniger riskant‘ 
empfehle ich, eine Versicherung zur Liquiditätslage vor 
Corona einzuholen – das wirkt anfechtungsminimierend 
– und dann bestimmte Limits zu vereinbaren. Bei Kate-
gorie 3 ‚vertrauenswürdig‘ können großzügigere Limits 
vereinbart werden. Wichtig ist jedoch, dass die Zah-
lungsziele nach Fälligkeit liegen, da bei Zahlung vor Fäl-
ligkeit Anfechtungsgefahr droht.“

WIE SICHER SIND DIE SICHERHEITEN?
Eine Gefahr der Anfechtung droht auch mit Blick auf 
vereinbarte Sicherheiten. „Dies können zum Beispiel die 
persönliche Bürgschaft des Gesellschafters oder Ge-
schäftsführers, Forderungsabtretungen oder Sicherungs-
übereignungen sein, auch Vorkassevereinbarungen 
können helfen“, erklärt Nicolas Grimm. „Wichtig ist da-
bei jedoch, darauf zu achten, dass die Bestellung der 
Sicherheiten in einem späteren Insolvenzverfahren von 
dem dann eingesetzten Insolvenzverwalter nicht ange-
fochten werden kann, also insolvenzanfechtungsfest 
erfolgt. In diesem Zusammenhang ist die umfangreiche 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zur Anfech-
tung von Sicherheiten zu beachten.“

Eigentlich sollte die Aussetzung der Insolvenzantrags-
pfl icht Ende September auslaufen. Die Bundesregie-
rung hat sich jedoch dazu entschlossen, sie teilweise bis 
Ende des Jahres zu verlängern. Befürchtet man in Berlin, 
ähnlich wie viele Wirtschaftsexperten, eine große Insol-
venzwelle nach dem Auslaufen der Regelung? Im Inter-
view mit dem „EEP-Journal“ will Stefan Zimmermann, 
Sprecher von Bundesjustizministerin Christine Lam-
brecht (SPD), das nicht ausschließen. Auf die Frage, ob 

man nach Ende der Aussetzung der Insolvenzantrags-
pfl icht eine Pleitewelle erwartet, antwortet der Ministe-

riumssprecher: „Die Bundesre-
gierung hat den Teilnehmern 
des Wirtschaftsverkehrs umfas-
sende Hilfsangebote zugänglich 
gemacht,  insbesondere Kurz-
arbeitergeld, Steuerstundun-

gen, Stundungen von Sozialversicherungsbeiträgen, 
Soforthilfen, KfW-Kredite, Aussetzung der Insolvenzan-
tragspfl icht, Konjunkturpaket. Angesichts der Vielfalt 
an Stützungsmaßnahmen und ihrer unterschiedlichen 
und ineinandergreifenden Wirkweisen sind die Auswir-
kungen eines Elements dieses Gesamtpakets zur Stabili-
sierung der Wirtschaft schwer zu ermitteln.“

AUSSETZUNG VERLÄNGERT, ALLERDINGS
BESCHRÄNKT UND BEFRISTET 
Ganz unverändert weiterlaufen soll die Aussetzung der 
Insolvenzantragspfl icht allerdings nicht. Unternehmen, 
die nach dem Auslaufen der bisherigen Regelung Ende 
September akut zahlungsunfähig sind, sollen dann wie-
der einen Insolvenzantrag stellen müssen. Nur wer als 
Folge der Corona-Pandemie überschuldet ist, soll von 
der Verlängerung profi tieren. „Die auf die Überschul-
dung beschränkte Verlängerung der Aussetzung erfor-
dert eine Änderung des Gesetzes, die rechtzeitig vor 
dem Auslaufen der bisherigen Regelung beschlossen 
werden soll“, so Ministeriumssprecher Stefan Zimmer-
mann. „Der Entwurf sieht eine Verlängerung bis Ende 
des Jahres vor.“ Dass die Regelung dann tatsächlich 
ausläuft, bezweifeln jedoch viele Experten. „Es steht zu 
befürchten, dass die Politik im Wahljahr 2021 einen weite-
ren Aufschub anstreben könnte“, warnt Dr. Klaus-Heiner 
Röhl vom Institut der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln. 
Der  Ökonom hat errechnet, dass durch die Aussetzung 
der Insolvenzantragspfl icht in diesem Jahr rund 4.300 
Unternehmen, die unter normalen Bedingungen längst 
hätten Insolvenz anmelden müssen, durchs Raster fallen 
und weitermachen können. Diese Unternehmen sind 
sozusagen der harte Kern unter den „Zombie-Firmen“. 
Und die Zahl des IW ist nur die Spitze des Eisbergs, 
berechnet für den Fall einer schnellen Erholung der 
Wirtschaft. Dauert es länger, wird das „Zombie-Problem“ 
noch größer.  

Sie sind unter uns. Sie gefährden gesunde Unternehmen. 
Aber es gibt Wege und Mittel, das Risiko zu minimieren. 
Mehr denn je kommt es jetzt auf einen Mittelstand an, 
der sich nicht allein von staatlicher Hilfe abhängig 
macht, sondern gemeinsam mit starken Partnern vor 
allem auf eines setzt: Eigenverantwortung. 

RISIKO „ZOMBIE-FIRMEN“
WARUM GESUNDE UNTERNEHMEN JETZT BESONDERS GEFÄHRDET SIND – 

UND WIE SIE SICH SCHÜTZEN KÖNNEN
„Schon erste Anzeichen einer Krise bei 

Lieferanten oder Abnehmern sollten 
ernst genommen werden.“
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HILFSPROGRAMM-
HOCHKONJUNKTUR
DAS BRINGEN DIE NEUEN STEUER-
POLITISCHEN HILFSPROGRAMME

QUO VADIS,
UNTERNEHMERTUM?

DIE CORONA-PANDEMIE MACHT AUCH VOR DEM 

STEUERRECHT NICHT HALT. ZUR STÜTZUNG DER 

DEUTSCHEN WIRTSCHAFT HAT DER GESETZGEBER

UMFANGREICHE MASSNAHMEN ERGRIFFEN, UM 

DEN VON DER CORONA-PANDEMIE GEBEUTELTEN

UNTERNEHMEN UNTER DIE ARME ZU GREIFEN. 

ZUNÄCHST HAT DER GESETZGEBER MIT DEM 

ERSTEN CORONA-STEUERHILFEGESETZ SOFORT-

MASSNAHMEN BESCHLOSSEN, DIE VOM BUNDES-

RAT GEBILLIGT WURDEN. IN EINEM WEITEREN 

SCHRITT HAT DER GESETZGEBER DANN EIN 

WEITREICHENDES KONJUNKTURPAKET AUFGE-

LEGT, WELCHES IM SOGENANNTEN ZWEITEN 

CORONA-STEUERHILFEGESETZ GEMÜNDET IST. 

FOLGENDE AUSGEWÄHLTE EINZELMASSNAHMEN

WURDEN BESCHLOSSEN: 

ANWENDUNG ERMÄSSIGTER UMSATZSTEUERSATZ
(7 % BZW. 5 %) FÜR RESTAURANT- UND VERPFLEGUNGS-
DIENSTLEISTUNGEN
Die Regelung ist zeitlich befristet; sie gilt für Leistungen 
zwischen dem 01.07.2020 und dem 30.06.2021. 

STEUERFREISTELLUNG FÜR ZUSCHÜSSE DES 
ARBEITGEBERS ZUM KURZARBEITERGELD
Nach § 3 Nr. 28a EStG sind Zuschüsse des Arbeitgebers 
zum Kurzarbeitergeld, soweit sie zusammen mit dem 
Kurzarbeitergeld 80 % des Unterschiedsbetrags zwischen 
dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt nicht übersteigen, 
steuerfrei. Die Steuerfreistellung ist beschränkt auf Lohn-
zahlungszeiträume nach dem 29.02.2020 und vor dem 
01.01.2021.

BESTEUERUNG JURISTISCHER PERSONEN DES 
ÖFFENTLICHEN RECHTS
Die bisherige Übergangsregelung zur erstmaligen Anwen-
dung von § 2b UStG wurde bis zum 31.12.2022 verlängert.

ÄNDERUNG DES UMWANDLUNGSSTEUERGESETZES
Die Höchstfrist für die rückwirkende Umwandlung nach 
dem Umwandlungssteuergesetz wurde von 8 auf 12 Mona-
te verlängert (für Umwandlungen im Kalenderjahr 2020). 

DIENSTWAGENBESTEUERUNG
Für die Besteuerung des geldwerten Vorteils aus der priva-
ten Nutzung von Dienstwagen, die keine Kohlendioxid-
Emissionen aufweisen, wurde der Höchstbetrag des Brutto-
listenpreises von 40.000 Euro auf 60.000 Euro erhöht. Die 
Regelung soll wie bisher bis 2030 gelten.

STEUERFREISTELLUNG EINES „CORONA-BONUS“ 
Nach dem neuen § 3 Nr. 11a EStG ist zusätzlich zum ohne-
hin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber in der Zeit 
vom 01.03.2020 bis zum 31.12.2020 ein Zuschuss oder Sach-
bezug bis zu einem Betrag von 1.500 Euro steuerfrei.

WIEDERBELEBUNG DER DEGRESSIVEN ABSCHREIBUNG
Bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die 
nach dem 31.12.2019 und vor dem 01.01.2022 angeschaff t 
oder hergestellt worden sind, können mit dem Zweiein-
halbfachen der linearen AfA, maximal mit 25 %, degressiv 
abgeschrieben werden. 

ERWEITERUNG DES STEUERLICHEN 
VERLUSTRÜCKTRAGS
Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 
und 2021 auf 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei Zusammen-
veranlagung) erweitert. Zudem wird eine Regelung einge-

führt, nach der der Verlustrücktrag für 2020 bereits
mit der Steuererklärung 2019 Berücksich-

tigung fi nden kann. Nach § 111 EStG 
kann auf Antrag bei der Steuer-

festsetzung 2019 pauschal ein 
Betrag in Höhe von 30 % der 
Einkünfte des Veranlagungs-
zeitraums 2019 als Verlustrück-
trag 2020 abgezogen. 

EINMALIGER KINDERBONUS VON 300 EURO
In 2020 wird ein einmaliger Kinderbonus in Höhe von 300 
Euro je Kind gezahlt, er soll steuerlich wie das Kindergeld 
behandelt werden. Die Auszahlung erfolgt verteilt auf die 
Monate September und Oktober.

ANPASSUNG DER VORAUSZAHLUNG FÜR DEN 
VERANLAGUNGSZEITRAUM 2019
Nach dem neuen § 110 EStG soll eine Anpassung der Voraus-
zahlung für 2019 pauschal möglich sein. Konkret soll auf 
Antrag der für die Bemessung der Vorauszahlung für den 
Veranlagungszeitraum 2019 zugrunde gelegte Gesamtbetrag 
der Einkünfte pauschal um 30 % gemindert werden können.

FRISTEN FÜR DIE REINVESTITION
Die Fristen des § 6b EStG sollen um ein Jahr verlängert 
werden. Ebenfalls soll die Frist zur Reinvestition nach § 7g 
EStG um ein Jahr, auf dann insgesamt vier Jahre, verlängert 
werden. 

VORLÄUFIGER VERLUSTRÜCKTRAG FÜR 2020 IN 2019
Nach dem neuen § 111 EStG soll in Anlehnung an § 110 EStG 
auf Antrag bei der Steuerfestsetzung für den Veranlagungs-
zeitraum 2019 pauschal ein Betrag in Höhe von 30 % des 
Gesamtbetrags der Einkünfte des Veranlagungszeitraums 
2019 als pauschaler Verlustvortrag aus 2020 abgezogen 
werden.

TARIFLICHE EINKOMMENSTEUER: ERHÖHUNG DES 
ERMÄSSIGUNGSFAKTORS
Nach § 35 EStG kann die tarifl iche Einkommensteuer um das 
3,8-Fache des jeweiligen Gewerbesteuermessbetrags er-
mäßigt werden. Der Ermäßigungsfaktor nach § 35 EStG wird 
ab dem Veranlagungszeitraum von 3,8 auf 4,0 erhöht. Eine 
Befristung ist vorerst nicht vorgesehen.

ANHEBUNG DES FREIBETRAGS FÜR HINZU-
RECHNUNGEN BEI DER GEWERBESTEUER
Der Freibetrag für Hinzurechnungen nach § 8 Nr. 1 GewStG 
wurde von 100.000 Euro auf 200.000 Euro ab dem Veran-
lagungszeitraum 2020 erhöht. Eine Befristung ist vorerst 
nicht vorgesehen.

TEMPORÄRE REDUZIERUNG DER UMSATZ-
STEUERSÄTZE
Der reguläre Umsatzsteuersatz wurde von 19 auf 16 % und 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 auf 5 % für den Zeit-
raum vom 01.07. bis zum 31.12.2020 reduziert. Mehr dazu 
auf Seite 10.

FÄLLIGKEIT DER EINFUHRUMSATZSTEUER
Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer wird auf den 26. des 
zweiten auf die Einfuhr folgenden Monats verschoben (§ 21 
Abs. 3a UStG-E; § 27 Abs. 31 UStG-E).

EEP-Kontakt: lars.jensen-nissen@eep.info / 
olaf.braun@eep.info

EEP-Kontakt: bahne.thiesen@eep.info

Die Krise hat dem einen oder anderen Mittelständler 
vor Augen geführt, dass sein Betrieb in dieser Form 
nicht mehr zeitgemäß ist und über eine mögliche An-
passung der Strukturen des Unternehmens dringend 
nachgedacht werden sollte. Das Konjunkturpaket der
Bundesregierung bietet dabei neben einigen steuer-
lichen Vergünstigungen auch vielfältige Investitions- 
und Finanzierungsförderungen. Insbesondere klima-
freundliche Investitionen wie zum Beispiel Flotten-
austausch- und -modernisierungsprogramme, der Aus-
bau von regenerativen Energien oder sogenannte 
Niedrigenergiehäuser stehen im Vordergrund. Auch 
technologische Vorhaben in Form von Digitalisie-
rungs-, Breitband-, Mobilfunk-, Smart-City- oder KI-
Projekten werden gefördert. Zudem sollen alternative 
Finanzierungsformen künftig begünstigt werden. An-
gesichts geschmälerter fi nanzieller Rücklagen durch 
die Corona-Krise und einer vielerorts angespannten 
Lage am Bankenmarkt gilt es jedoch, die Weichen-
stellungen für die Zukunft mit Bedacht vorzunehmen. 
Es bedarf einer besonnenen Analyse der aktuellen 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh-
mens, um darauf aufb auend die Möglichkeiten einer 
strategischen Neuausrichtung zu beurteilen und 
schließlich umzusetzen. EEP hat sein Team im Bereich 
der betriebswirtschaftlichen Beratung verstärkt und 
steht Ihnen bei der Analyse des Status quo und der 
Gestaltung des „Quo vadis“ gern zur Seite. 
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nach dem 31.12.2019 und vor dem 01.01.2022 angeschaff t 
oder hergestellt worden sind, können mit dem Zweiein-
halbfachen der linearen AfA, maximal mit 25 %, degressiv 
abgeschrieben werden. 

ERWEITERUNG DES STEUERLICHEN ERWEITERUNG DES STEUERLICHEN 
VERLUSTRÜCKTRAGSVERLUSTRÜCKTRAGS
Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 
und 2021 auf 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei Zusammen-
veranlagung) erweitert. Zudem wird eine Regelung einge-

führt, nach der der Verlustrücktrag für 2020 bereits
mit der Steuererklärung 2019 Berücksich-

tigung fi nden kann. Nach § 111 EStG 
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Das Corona-Konjunkturpaket hat erstmals auch einen 
Rettungsschirm für Kommunen im Gepäck. Angesichts 
der verheerenden Folgen der Krise für die kommunalen 
Haushalte war diese Hilfe längst überfällig. 

VIELZAHL AN MASSNAHMEN ZUR ENTLASTUNG
Mit dem am 29.06.2020 beschlossenen Corona-Kon-
junkturpaket wollen Bund und Länder nun jeweils zur 
Hälfte für die erwarteten Einnahmeverluste bei der Ge-
werbesteuer einspringen, die sich nach Schätzung der 
Kommunen auf rund 15 Mrd. Euro für das Jahr 2020 be-
laufen werden. Flankierend sieht das neue Corona-Steuer-
hilfegesetz vor, dass der Bund die Ausfälle bei der 
Umsatzsteuer, die aus der zum 01.07.2020 geltenden 
befristeten Mehrwertsteuersenkung resultieren, voll-
ständig kompensiert. Zudem sollen die Kommunen bei 
den Kosten für die Unterbringung von ALG-II-Empfängern 
stärker unterstützt werden. Bisher übernahm der Bund 
rund 50 % der Kosten für die Unterkunft von Langzeitar-
beitslosen. Dieser Anteil soll nun dauerhaft auf bis zu 
75 % steigen und wird besonders strukturschwache 
Städte und Gemeinden mit hoher Arbeitslosigkeit spür-
bar entlasten. Für den ÖPNV stellt das Konjunkturpaket 
gleich zwei Hilfen bereit: Zum einen werden die Regio-
nalisierungsmittel für das laufende Jahr einmalig um 2,5 
Mrd. Euro erhöht, um die Länder bei der Finanzierung 
des kommunalen ÖPNV zu unterstützen. Zum anderen 
soll es den Ländern beihilferechtlich ermöglicht werden, 

ÖPNV-Betrieben Ausgleichszahlungen für die in Corona-
Zeiten stark eingebrochenen Fahrgeldeinnahmen zu ge-
währen. Außerdem will der Bund weitere Milliardenhil-
fen für den Ausbau von Kitas, die fl ächendeckende Digi-
talisierung und die Verbesserung der Infrastruktur von 
Krankenhäusern und Gesundheitsämtern bereitstellen. 

WICHTIGE PUNKTE AUSGEBLENDET
Obwohl die bundesweiten Hilfen für Kommunen insge-
samt begrüßt wurden, geht der Rettungsschirm vielen 
Seiten nicht weit genug und wird die erwarteten Ein-
nahmeausfälle vieler Kommunen nicht ausreichend 
decken. Insbesondere fehlt es an Ausgleichen für die an-
teilig entfallende Einkommensteuerbeteiligung der 
Kommunen infolge der massenhaft angeordneten Kurzar-
beit sowie an weiteren Kompensationen für weggefalle-
ne Einnahmen aus z. B. Veranstaltungen und Vermietung 
gemeindeeigener Räumlichkeiten. Auch die Fülle an be-
antragten Steuerstundungen reißt ein tiefes Loch in den 
Finanzhaushalt. Entgegen allen Erwartungen enthält das
Konjunkturpaket auch keine Lösung des Altschuldenpro-
blems. Es bleibt zweifelhaft, ob die Bundesmittel ausrei-
chen, um die Folgen der Corona-Krise abzufedern. Das 
sieht off enbar auch das Land so: Die schleswig-holstein-
ische Landesregierung verständigte sich am 16.09.2020 
kurzfristig auf einen Stabilitätspakt, mit dem den Kommu-
nen zusätzliche 500 Mio. Euro zur Bewältigung der 
Corona-Krise zur Verfügung gestellt werden soll.

ENDLICH HILFEN FÜR KOMMUNEN:

AUSREICHENDE UNTERSTÜTZUNG ODER 
TROSTPFLASTER?  

Start-ups können ihren Mitarbeitern meist nicht die Ge-
hälter zahlen, die große Unternehmen oder Konzerne 
bieten. Gerade in der Anlaufphase sind sie aber auf qua-
lifi zierte und engagierte Mitarbeiter angewiesen. Eine 
Lösung können Mitarbeiterbeteiligungen („Stock Op-
tions“) sein. Der Mitarbeiter wird dabei unmittelbar am 
Unternehmen beteiligt und partizipiert so an Wertzu-
wächsen des Start-ups. Obwohl das eine Win-win-Situa-
tion für beide Seiten ist, fristeten Mitarbeiterbeteili-
gungsprogramme bisher aber eher ein Schattendasein. 
Schuld ist das deutsche Steuersystem: Mitarbeiter müs-
sen ihre Beteiligungen am Unternehmen oftmals schon 
versteuern, bevor sie überhaupt einen entsprechenden 
Liquiditätszufl uss erhalten. Zudem liegt der Steuerfrei-
betrag für Einlagen der Mitarbeiter mit 360 Euro pro 
Jahr weit unter dem unserer Nachbarländer. Diese Hür-
den sollen mit dem Corona-Konjunkturpaket abgebaut 

werden. Die Koalition will „auf die besondere Situation 
von Start-ups eingehen und eine für diese attraktive 
Möglichkeit der Mitarbeiterbeteiligung schaff en“, so 
ein Eckpunktepapier von Ende Juni. Auch wenn Details 
nach wie vor unklar sind, gilt es als wahrscheinlich, dass 
im Wesentlichen zwei Maßnahmen umgesetzt werden, 
auf die man sich bereits im November letzten Jahres 
verständigt hatte. Danach würde der steuerfreie 
Höchstbetrag bei Mitarbeiterbeteiligungen pro Jahr 
von 360 Euro auf 720 Euro verdoppelt werden. Außer-
dem könnte es für Mitarbeiterbeteiligungen zukünftig 
Ausnahmen vom sogenannten Zufl ussprinzip geben, 
nach dem Einnahmen und andere geldwerte Vorteile 
grundsätzlich in dem Kalenderjahr zu versteuern sind, in 
dem sie zufl ießen (§ 11 EStG). Insgesamt sollen hierfür 
etwa 100 Mio. Euro bereitgestellt werden. 

CHANCE IN DER KRISE: 

LEICHTERER ZUGANG ZU MITARBEITER-
KAPITALBETEILIGUNGEN BEI  START-UPS
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EEP-Kontakt: jan.reese@eep.info / alena.arnst@eep.info 

EEP-Kontakt: jan.reese@eep.info / alena.arnst@eep.info 

S P E Z I A L :  C o r o n a - Ko n j u n k tu r p a ket>

>

S P E Z I A L :  C o r o n a - Ko n j u n k tu r p a ket

>

>
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ERNEUTE UMSTELLUNG:

NACH DER SENKUNG IST VOR DER ERHÖHUNG
ALTE VERTRÄGE,  NEUER STEUERSATZ:  

D IE  KRUX MIT DEM BRUTTOPREIS
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Bestandteil des Konjunkturpaketes des Gesetzgebers 
zur Bekämpfung der Corona-Folgen ist auch die befris-
tete Senkung des allgemeinen und ermäßigten Umsatz-
steuersatzes von 19 % auf 16 % bzw. von 7 % auf 5 %, 
befristet auf das 2. Halbjahr 2020. Diese Maßnahme, 
die erst Anfang Juni 2020 bekannt wurde, hat für die 
Unternehmen inner-
halb eines kurzen Zeit-
raums einen erheblich-
en Mehraufwand nach 
sich gezogen. Die erste 
Hürde wurde damit 
bereits genommen, es 
steht nunmehr die 
zweite Hürde bevor, 
da zum 01.01.2021 die 
Erhöhung des Umsatz-
steuersatzes wieder-
um zu bewerkstelligen 

ist. Auch bei der Heraufsetzung werden wiederum die 
zahlreichen materiell-rechtlichen Fragen zu klären sein, 
zu denen das Bundesfi nanzministerium in einem Einfüh-
rungsschreiben vom 30.06.2020 bereits Stellung ge-
nommen hat bzw. Vereinfachungsregelungen vorsieht. 

Auch zum 01.01.2021 wird für die Anwen-
dung des Umsatzsteuersatzes wieder 
entscheidend sein, wann eine Leistung 
ausgeführt wurde. Im Gegensatz zur Steu-
ersatzsenkung haben die Unternehmer 
nunmehr allerdings sechs Monate Zeit, 
um sich auf die Steuersatzanhebung vor-
zubereiten. Es sind dabei entsprechend 
die umsatzsteuerlichen Grundsätze rele-
vant, die auch schon bei der Steuersatz-
senkung Beachtung fi nden mussten. 
Insbesondere Besonderheiten bei Ab-
schlagszahlungen, Vorauszahlungen so-
wie Teilleistungen und Dauerleistungen 
sind mit umgekehrten Vorzeichen zu be-
achten und zu planen.

Mehr zur erneuten Umstellung bei der 
Umsatzsteuer und zu weiteren steuerli-
chen Aspekten, die das Corona-Konjunk-
turpaket für Unternehmen mit sich bringt, 
hören Sie in der aktuellen Ausgabe des 
„EEP-Podcasts“. Das Audio-Angebot von 
EEP ist in allen Podcast-Portalen, über die 
EEP-App und auf der EEP-Website verfügbar. 

Der Schnell-Link: www.eep.info/podcast. 

Wenn eine Leistung steuerlich dem vorübergehend 
gesenkten Umsatzsteuersatz unterliegt, stellt sich bei 
Altverträgen eine zentrale Frage: Schuldet der Leistungs-
empfänger dem Leistenden zivilrechtlich einen Betrag, 
der rechnerisch dem Gesamtbetrag mit dem ursprüngli-
chen Steuersatz entspricht, oder reduziert sich zivil-
rechtlich der Gesamtbetrag? 
  
Zunächst gilt: Wenn im Vertrag ausdrücklich ein Preis 
„zzgl. Umsatzsteuer in jeweiliger gesetzlicher Höhe“ 
vereinbart worden ist, gibt es keinen Handlungsbedarf 
und auch keine Unklarheit bei Altverträgen. Ist dies 
nicht der Fall, dann ist der Anspruch auf einen Ausgleich 
zu prüfen. Das Bundesfi nanzministerium ergänzt hierzu 
in einem Schreiben vom 30.06.2020: „Nach § 29 Abs. 2 
UStG kann der eine Vertragsteil von dem anderen Ver-
tragsteil einen Ausgleich verlangen, wenn er eine Leis-
tung nach dem 30.6.2020 ausführt.“ Zugleich wird aber 
auch auf Einschränkungen hingewiesen: „Eine der Vor-
aussetzungen für den Ausgleichsanspruch ist, dass die 
Leistung auf einem Vertrag beruht, der vor dem 1.3.2020 
geschlossen worden ist. Die Vertragspartner dürfen 
außerdem nichts anderes vereinbart haben (z.B. dass 
Ausgleichsansprüche im Falle einer Anhebung oder 
Absenkung des Umsatzsteuersatzes ausgeschlossen 
sind).“ 

Der bereits zitierte § 29 UStG stellt zudem darauf ab, 
dass keinem Vertragspartner ein Nachteil dadurch ent-

stehen soll, dass ein nicht oder nicht mehr geschuldeter 
Umsatzsteueranteil vertraglich vereinbart wurde. 
  
Daneben können – insbesondere bei Verträgen, die in 
Unkenntnis der vorübergehenden Gesetzesänderung 
erst nach dem 01.03.2020 abgeschlossen wurden – auch 
die Regeln über die ergänzende Vertragsauslegung 
bzw. § 313 BGB zur Vertragsanpassung bei Störung der 
Geschäftsgrundlage geprüft werden. 

Die Verträge sind im Einzelfall – ggf. auch unter Einbe-
ziehung der Umstände – zu prüfen, denn nicht immer 
wurde eine eindeutige vertragliche Regelung wie zum 
Beispiel „zzgl. Umsatzsteuer in jeweiliger gesetzlicher 
Höhe“ getroff en. Streitig kann insbesondere sein, ob 
die Parteien Ausgleichsansprüche vertraglich ausge-
schlossen haben oder nicht.

EEP-Kontakt: ole.cords@eep.info 

EEP-Kontakt: lars.jensen-nissen@eep.info / 
olaf.braun@eep.info

S P E Z I A L :  A n p a s s u n g  d e s  U m s at z s te u e r s at z e s>

>

S P E Z I A L :  A n p a s s u n g  d e s  U m s at z s te u e r s at z e s

>

>



IN
SI

DE

IN
SI

DE

E E P - J o u r n a l  |  1  |  2 0 2 013E E P - J o u r n a l  |  1   |  2 0 2 0 12

Christin Mielke  
Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte / 
Insolvenzsachbearbei-
terin, Neumünster
15-jähriges Jubiläum

Helga Fischer-Jonas 
Steuerfachangestelle 
Flensburg
40-jähriges Jubiläum

Annette Reuther  
Rechtanwältin 
Neumünster
15-jähriges Jubiläum

Maike Johannsen  
Steuerfachwirtin 
Flensburg
15-jähriges Jubiläum

Nele Jonas 
Bilanzbuchhalterin
Steuerfachangestellte 
Elmshorn
15-jähriges Jubiläum

Thomas Mohr 
Bilanzbuchhalter
Steuerfachangestellter
Wirtschaftsprüfungs- 
assistent, Elmshorn
20-jähriges Jubiläum

Britta Jörren  
Steuerfachwirtin 
Flensburg
20-jähriges Jubiläum

Jörg Maaßen 
Rechtsanwalt 
Kiel
10-jähriges Jubiläum

Karin Kussin 
Sekretariatsangestellte 
Flensburg
25-jähriges Jubiläum

Heike Greve  
Steuerfachangestellte 
Elmshorn
10-jähriges Jubiläum

Karin Breede  
Steuerfachangestellte 
Rendsburg
25-jähriges Jubiläum

J U B I L Ä E N

Jana Christin Schollek
Teamassistentin
Flensburg

Ilona Dankert
Steuerfachangestellte
Lübeck

Franziska Schönenberg
Rechtsanwaltsfach-
angestellte 
Kiel

Nele Sophie Holz
Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte 
Rendsburg

Angela Wehrenberg
Lohnsachbearbeiterin 
Flensburg

Bahne Thiesen 
Steuerberater
Flensburg

Natascha Scheck 
Steuerassistentin
Rendsburg

N E U  I M  T E A M

UNTERNEHMENSGRÜNDUNG LEICHT GEMACHT
Mit einem neuen Service unterstützt EEP ab sofort gezielt Existenzgründer, die innovative 
Ideen im Rahmen eines neuen Unternehmens erfolgreich an den Markt bringen wollen. 
Beim „Legal & Tax Business Check“ geben Rechts- und Steuerprofis von EEP, die sich auf 
Start-ups spezialisiert haben, wertvolle Tipps rund um die Existenzgründung. Die regelmäßi-
gen Info-Meetings in lockerer Atmosphäre sind unverbindlich und können sowohl persönlich 
als auch online stattfinden. Weitere Informationen zu Terminen und Schwerpunktthemen 
finden Interessierte jederzeit unter www.eep.info/startup. 

EEP-EXPERTISE GEFRAGT: ERSTES WEBINAR GEMEINSAM MIT 
DER IHK ZUM LIEFERKETTENMANAGEMENT
Am 27.08.2020 waren Unternehmer aus ganz Schleswig-Holstein dazu eingeladen, an einem Live-Webinar 
der IHK Schleswig-Holstein teilzunehmen. Die EEP-Experten Dr. Jan F. Reese, Rechtsanwalt und Fachan-
walt für Handels- und Gesellschaftsrecht, und Dr. Alena Arnst, Rechtsanwältin, referierten zu Haftungs-
risiken für Geschäftsführung und Vorstände in der Corona-Krise und zu aktuellen Fragen rund um das 
optimale Lieferkettenmanagement in der Krise. Im Fokus stand dabei auch die rechtssichere Gestaltung 
von Händler- und Lieferverträgen in Corona-Zeiten. Im Anschluss an das Webinar konnten sich Interes-
sierte die Inhalte noch einmal zum Nachlesen über unsere EEP-App herunterladen. Zu den Teilnehmern 
zählten unter anderem Geschäftsführer verschiedenster regional verwurzelter Unternehmen. Die Ver-
anstaltung diente als Auftakt zu einer Reihe von Webinaren, die die IHK Schleswig-Holstein in Kooperation 
mit EEP-Experten künftig anbieten will.
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Dr. Alena Arnst 
Rechtsanwältin
Flensburg

Melina Kausch 
Steuerfachangestellte
Rendsburg

Jette Antonia Knapp
zur Steuerfachan-
gestellten, Neumünster

Lukas Schröder
zum Fachinformatiker System-
integration, Flensburg

Dr. Moritz Spranzel
Rechtsanwalt
Neumünster
zur erfolgreichen 
Promotion
Werk: Die fehlerhafte 
GmbH-Gesellschafterliste

Dr. Tobias Krohn
Diplom-Jurist
Flensburg
zur Verleihung des 
Fakultätspreises (Aus-
zeichnung für die beste 
Dissertation des Jahres 
2019) der Christian-
Albrechts-Universität 
zu Kiel 
Seine Promotion befasste 
sich mit der kartell-
rechtlichen Verhaltens-
kontrolle marktmächtiger 
Unternehmen. 

Berfi n Polat
zur Steuerfachan-
gestellten, Lübeck

Xenia Ritter
zur Steuerfachan-
gestellten, Lübeck

Jonathan Boltze
zum Steuerfachan-
gestellten, Elmshorn

Elise Jendrejak 
zur Steuerfachan-
gestellten, Rendsburg

Melina Schmidt 
Steuerfachangestellte
Rendsburg

Chiara Nahnsen  
Steuerfachangestellte
Flensburg

N E U E  A Z U B I S

E E P
G R AT U L I E R T
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G L Ü C K W Ü N S C H E  Z U R
B E S T A N D E N E N  P R Ü F U N G

BLOG, PODCAST, 
APP:  HIER GIBT 
ES NOCH MEHR 
EXKLUSIVEN 
CONTENT FÜR 
UNTERNEHMER

Ob im Büro, in der Mit-
tagspause, unterwegs 
zum nächsten Termin 
oder abends auf der 
Couch: EEP liefert 
Ihnen die neuesten In-
fos rund um die Berei-
che Recht und Steuern 
jederzeit dorthin, wo 
Sie gerade sind. Im 
EEP-Blog steht neben 
vielen aktuellen Arti-
keln unserer Rechts-
anwälte und Steuer-
berater auch ein gro-
ßer „FAQ Corona“-Be-
reich zur Verfügung. 
Die App bietet unter 
anderem einen um-
fangreichen Wissens-
speicher, in dem Sie 
nach Stichworten su-
chen können. Im EEP-
Podcast hören Sie 
aktuelle Tipps und Ein-
schätzungen unserer 
Experten zu Corona-
Konjunkturpaket, Aus-
setzung der Insolvenz-
antragspfl icht, Liefer-
kettenmanagement in 
Krisenzeiten und vie-
len weiteren Themen. 
Wir sind gespannt auf 
Ihr Feedback und ste-
hen bei Rückfragen zu 
den Themen gern zur 
Verfügung.  

DIGITAL SERVICES:  EEP RÜSTET WEITER AUF QUALITÄT ZERTIFIZIERT

Die persönliche Beratung, die Sie von EEP gewohnt sind, ist bereits 
seit einiger Zeit auch komplett digital möglich. Nach vereinbartem 
Termin erhalten Sie die Zugangsdaten und können bequem per Video-
konferenz mit Ihren Ansprechpartnern bei EEP kommunizieren. Dies 
ist per Laptop oder PC, Tablet oder Smartphone möglich. Wer nichts 
herunterladen möchte, kann sich auch ohne App über den Browser 
am PC oder Laptop einwählen. Eine weitere Neuerung betriff t den 
E-Mail-Verkehr: Weil Datensicherheit in unserer Kanzlei oberste Priorität 
genießt, bieten wir auf Wunsch ab sofort auch die Möglichkeit an, 
über verschlüsselte E-Mails mit EEP zu kommunizieren. Wie diese Ver-
schlüsselung genau funktioniert und wie sie eingerichtet wird, haben 
wir in einer Anleitung zusammengefasst, die Sie auf unserer Website 
unter „Digital Services“ herunterladen können. Die IT-Abteilung 
unterstützt Sie gern bei weiterführenden Fragen. 

Ehler Ermer & Partner wurde 
Anfang des Jahres nach den 
Vorgaben des Qualitätsmana-
gements durch unabhängige 
Auditoren wiederum tiefgehend
überprüft. Insbesondere standen 
die GOI – Grundsätze ordnungs-
gemäßer Insolvenzverwaltung 
– im Blickfeld der Prüfer. 
Diese wie auch alle weiteren 
Bereiche unserer Leistungen 
wurden erneut mit Zertifi kat 
ausgezeichnet. 

KOMMUNALE GELEITZÜGE:  GEMEINSAM MEHR ERREICHEN
Die Reform der Besteuerung kommunaler Einrich-
tungen und Leistungen stellt auch die Kommunen in 
Schleswig-Holstein vor große Herausforderungen. 
Eine wesentliche Rolle spielt dabei § 2b Umsatz-
steuergesetz. Der SHGT und dessen Beratungsge-
sellschaft GeKom haben in Zusammenarbeit mit 
EEP-Experten ein Konzept entwickelt, das es 
Gemeinden ermöglicht, gemeinsam und damit sehr 
effi  zient gute Lösungen für eventuell notwendige 
Umstrukturierungen zu fi nden. Die Grundidee ist, 

dass jeweils drei bis vier Gemeinden oder Ämter mit 
ihren Gemeinden, die eine vergleichbare Struktur 
und einen ähnlichen Bearbeitungsstand haben, zu 
sogenannten Geleitzügen zusammenfi nden. Die Be-
teiligung an der Auftaktveranstaltung im September, 
zu der auch Experten von EEP als Referenten geladen 
waren, war bereits sehr groß. Weitere interessierte 
Gemeinden sind herzlich eingeladen, sich anzuschlie-
ßen und vom gemeinsamen Vorgehen unter Feder-
führung der GeKom zu profi tieren.  

GUNNAR SCHEELE ZUM 
W I R T S C H A F T S P R Ü F E R 
BESTELLT
Unser Partner Gunnar Schee-
le, Steuerberater am Stand-
ort Elmshorn, ist zum Wirt-

schaftsprüfer bestellt worden. Wir gratulieren 
herzlich und freuen uns auf die weitere Zusam-
menarbeit. Gunnar Scheele ist seit seiner 
Bestellung zum Steuerberater im Jahr 2016 für 
EEP tätig, seit 2019 ist er Partner der Kanzlei.



ELMSHORN

HAMBURG

WIRTSCHAFTSPRÜFER  |  STEUERBERATER | RECHTSANWÄLTE 
eingespielt  erstklassig  persönlich

FLENSBURG
WRANGELSTRASSE 17–19
24937 FLENSBURG

RENDSBURG
KAISERSTRASSE 26
24768 RENDSBURG 
 
HAMBURG
JOHNSALLEE 7
20148 HAMBURG

KIEL
WALKERDAMM 17
24103 KIEL

NEUMÜNSTER
RENDSBURGER STRASSE 66
24537 NEUMÜNSTER

LÜBECK
MOISLINGER ALLEE 1–3
23558 LÜBECK

ELMSHORN
RAMSKAMP 71–75
25337 ELMSHORN

STANDORTE


